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PRÄAMBEL
Die Gemeinde Eggstätt erlässt aufgrund der folgenden Rechtsgrundlagen diesen 
Bebauungsplan als Satzung:
- §§ 1, 1a und 2, sowie §§ 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),
- Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
- Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 
- § 9 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetze 

BNatSchG),
- Art. 4 des Gesetzes über den Schutz, die Pflege der Landschaft und die Erholung in 

der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz BayNatSchG).

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung, den Festsetzungen durch Planzeichen 
und durch Text, den Hinweisen und nachrichtlichen Übernahmen durch Planzeichen und 
durch Text sowie der Begründung zum Bebauungsplan.

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

2. Art der baulichen Nutzung

5. Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr: 
Garagen / Carports

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen (Bestand) und von 
Flächen für Anlagen für den ruhenden Verkehr: Garagen/Carports
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RU/Kai
Außenwände ortsbildprägender Gebäude und Baustruktur mit 
abweichender Abstandsflächentiefe

Zulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
entsprechend Planeintrag, z.B. 2 Wohnungen2Woh.

6.

7. Öffentliche und private Verkehrsflächen, Flächen mit Geh-, Fahrt- und 
Leitungsrechten 

Straßenbegrenzungslinie zu öffentlichen Verkehrsflächen 

Öffentliche Verkehrsfläche - Straße

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Private Verkehrsfläche, Zweckbestimmung: Erschließung
Flächen mit gemeinsamen Geh-, Fahrt- und Leitungsrechten 
zugunsten der Grundstücksanlieger

Baumbestand, Feldgehölz,
Gewässerbegleitgehölz
außerhalb des Geltungs-
bereichs

Wasserfläche Fließge-
wässer, Lage angenähert

VERFAHRENSVERMERKE
1.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _______________  hat in der Zeit vom  _______________  bis  
_______________  stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom  _______________  bis  
_______________  stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _______________  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  wurde 
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  
bis  ______________  öffentlich ausgelegt.

- Siegel - ........................................................ 
Christian Glas

(Erster Bürgermeister)

Gemeinde Eggstätt, den ............................. 

6. Die Gemeinde Eggstätt hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  ___________  
den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  __________  
als Satzung beschlossen.

Ausgefertigt

- Siegel - ........................................................ 
Christian Glas

(Erster Bürgermeister)

Gemeinde Eggstätt, den ............................. 

7.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

- Siegel - ........................................................ 
Christian Glas

(Erster Bürgermeister)

Gemeinde Eggstätt, den ............................. 

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über 
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

mit integriertem Grünordnungsplan

"Meisham Ost"

....................Entwurf

Vorentwurf

Format 1.135 / 750

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebaungsplans
Nr. "Meisham Ost"

Dörfliches Wohngebiet gemäß § 5a BauNVOMDW

SO
Hagerhof

Sondergebiet SO "Urlaub auf dem Hagerhof" 
gem. § 11 BauNVO

Abgrenzung unterschiedliche Art der Nutzung.
Die Abgrenzung bezieht sich ausschließlich auf die zulässige Art 
der baulichen Nutzung bzw. auf zulässige Nutzungsarten.

EG
W

Für Gebäudeteile bzw. Geschoßebenen mit nebenstehendem 
Planzeichen ist im Erdgeschoß eine Wohnnutzung 
ausgeschlossen.

FTN
Für Gebäudeteile bzw. Geschoßebenen mit nebenstehendem 
Planzeichen wird die Nutzung ausschließlich auf eine 
fluktuierende touristische Nutzung beschränkt.

Für Gebäude bzw. Gebäudeteile mit nebenstehendem Plan-
zeichen wird die Nutzung ausschließlich auf eine landwirtschaft-
liche Nutzung beschränkt.

LBG

3. Maß der baulichen Nutzung

WH6,00 Wandhöhe [m] als Höchstmaß, z.B. 6,00 m

Abgrenzung unterschiedliche Art und Maß der baulichen 
Nutzung bzw. Dachgestaltung.
Die Abgrenzung bezieht sich auf die zulässigen Nutzungsarten 
bzw. das zulässige Maß der baulichen Nutzung sowie Vorgaben 
zur Gestaltung, entsprechend Planeintrag.

OK.FFB.EG 531,75
Höhenbezug für OK.FFB.EG bzw. OK Bodenplatte [m ü. NHN], 
als Höchstmaß, z.B. 531,75 m ü. NHN

Baugrenze gem. § 23 BauNVO

4. Überbaubare Grundstücksflächen

T Baugrenze für Terrassen

5.4 Anlagen für den ruhenden Verkehr: Stellplätze
Private Stellplätze sind allgemein auf den überbaubaren und nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, ausgenommen sind die entsprechend Planzeichen 
festgesetzten Flächen für den Erhalt und das Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Zweckbestimmung "Eingrünung" 
beziehungsweise "Durchgrünung und Gliederung".
Private Stellplätze sind bevorzugt auf den Grundstücksflächen zwischen öffent-
licher bzw. privater Erschließungsstraße und Gebäudeflucht anzuordnen. Auf den 
rückwärtigen bzw. straßenabgewandten Grundstücksflächen sind Stellplätze zu 
vermeiden.
Flächen für private Stellplätze dürfen zum Straßenraum hin nicht eingefriedet 
werden.

Die Befestigung von Stellplatzen und Zufahrten mit bituminösen Decken ist 
allgemein unzulässig. Stattdessen sind Natursteinpflaster, Betonsteinpflaster, 
Rasenfugenpflaster, wassergebundene Decken, Schotterrasen oder ähnliche 
wasserdurchlässige Beläge zu verwenden. 

Gestalterische Festsetzungen
Soweit in folgenden Festsetzungen nicht abweichend geregelt, gilt die Satzung 
über örtliche Bauvorschriften in der Gemeinde Eggstätt.

Baukörper
Die Baukörper sind entsprechend den orts- und landschaftstypischen Hausformen 
weiterzuentwickeln. Hauptgebäude sind im Grundriss als betontes Rechteck 
auszubilden. Das Verhältnis von Traufseite zu Giebelbreite muss mind. 1,3 : 1 
betragen. Doppelhaushälften und Hausgruppen sind first- und traufgleich 
zusammenzubauen.

Dachgestaltung
Für die Hauptgebäude sind nur gleichschenkelige Satteldächer mit mittigem First 
und einer Dachneigung von 20 - 30° zugelassen.

Für untergeordnete Anbauten, z.B. Wintergarten, Treppen-
haus o.ä. sind Pultdächer zulässig. Sie müssen sich stets 
der Traufe des Haupthauses unterordnen.

Für Garagen und überdachte Stellplätze ist auch ein 
begrüntes Flachdach zugelassen. 

Dacheindeckungen
Die Dacheindeckungen der Hauptgebäude und Garagen sind mit roten bis rot-
braunen oder anthrazitfarbenen Dachziegeln oder Betondachsteinen oder optisch 
vergleichbaren Materialien auszuführen. Glänzende und reflektierende Dachein-
deckungen sind nicht zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind auch andere 
Dacheindeckungen, z.B. aus Glas oder Metall zulässig.

Flachdächer sind vollständig extensiv zu begrünen. Notwendige technische Auf-
bauten sind davon ausgenommen, sie dürfen einen Gesamtflächenanteil von 
max. 30 % einnehmen. Die durchwurzelbare Stubstratstärke der Dachbegrünung 
muss mind. 0,15 m betragen.

Dachüberstände
Alle Gebäude mit müssen Dachüberstände aufweisen. Dabei sind folgende 
Mindestmaße einzuhalten: Giebel- / Traufseite 0,80 m.

Für Garagen / Carports und sonstige Nebengebäude sind geringere Dachüber-
stände zugelassen, mindestens jedoch 0,40 m. Garagen / Carports mit begrüntem 
Flachdach sind hiervon ausgenommen.

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie
Solarzellen und Sonnenkollektoren sind bündig in und an (d.h. bis max. 20 cm 
parallel über) der Dachfläche zu installieren. Eine Aufständerung der Anlagen ist 
nicht zulässig.

Fassaden
Die Fassaden sind in einem einheitlichen Erscheinungsbild zu gestalten. Grelle 
oder spiegelnde Farben bzw. Oberflächen sind mit Ausnahme von Fassaden-
kollektoren unzulässig. Für kleinere Fassaden- oder Bauteile sind auch stark 
abgetönte Farben zulässig.

Einfriedungen
Die Zaunhöhe darf max. 1,2 m über Straßenoberkante bzw. Gelände betragen. 
Eine Bodenfreiheit von 10 cm für Kleintiere ist einzuhalten. Sockelmauern sind 
unzulässig. 
Einfriedungen zur öffentlichen Verkehrsfläche sind nur als Holzzäune zulässig. 
Die Errichtung von Mauern und Gabionen ist unzulässig.

Flächen ohne Einfriedung
Die entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen dürfen nicht eingefriedet 
werden. Die Errichtung von Nebenanlagen gem. 14 Abs. 1 und 2 BauNVO ist auf 
diesen Flächen nicht zulässig. Die Anlage von KFZ-Stellplätzen in offenen und 
wasserdurchlässigen Belägen ist zulässig.

Geländemodellierung / Stützmauern
Geländeveränderungen sind bis zu 0,50 m bezogen auf das natürliche Gelände 
zulässig. An der Straße ist das Gelände auf Höhe der Straße anzugleichen. 
Das künftige Gelände muss am Gebäude auf 0,00 m bis -0,30 m bezogen auf die 
Oberkante Fertigfußboden EG angeglichen werden. 
An den Grundstücksgrenzen benachbarten Baugrundstücken ist an das bestehende 
Gelände an der Grundstücksgrenze anzugleichen. 
Höhensprünge innerhalb des Geltungsbereiches sind landschaftlich durch 
Böschungen zu modellieren. Stützmauern sind unzulässig.

Festsetzungen zur Grünordnung

Baumbestand
Bestehende, durch Planzeichen festgesetzte Laub- und Obstbäume sind zu er-
halten und dürfen nicht beschädigt und nicht entfernt werden. 
Die Bäume sind vor allem während der Bauzeit besonders zu sichern. Im gesamten 
Wurzelbereich der Kronentraufe zzgl. 1,50 m dürfen keine Abgrabungen und keine 
Aufschüttungen vorgenommen werden. 
Bestehende Laub- und Obstbäume sind zu pflegen und bei Ausfall in gleicher 
Zahl zu ersetzen. Von der festgesetzten Lage der Gehölze kann abgewichen 
werden, wenn technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies 
erfordern.
Bestehende Nadelbäume sollten nach eigenem Ermessen gegen standort- und 
klimagerechte, bevorzugt heimische Laub- und Obstbäume ausgetauscht werden.

Pflanzmaßnahmen
Die Freiflächen sind allgemein zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen. 
Für alle Pflanzungen auf privaten und öffentlichen Flächen sind nur standort-
gerechte und klimaverträgliche, bevorzugt heimische Laubgehölze zulässig. 
Nadelgehölze (z.B. Thujen, Fichten und Tannen) und Sorten mit Säulen-, 
Pyramiden- und Hängeformen sind nicht zulässig.
Die gepflanzten Bäume und Sträucher sind zu pflegen und zu erhalten. 
Die Bäume sind bei Ausfall durch Neupflanzungen zu ersetzen. 
Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung auf den Baugrund-
stücken ist bis spätestens 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Gebäude 
herzustellen.

Baumpflanzungen
Allgemein sind zur Ein- und Durchgrünung je angefangene 300 m² Grundstücks-
fläche mindestens ein heimischer Laub- oder Obstbaum anzupflanzen oder zu 
erhalten. 
Die entsprechend Planzeichen festgesetzten Bestandsbäume und festgesetzte 
Baumpflanzungen können auf die geforderte Mindestanzahl angerechnet werden. 
Die im Planteil dargestellte Anzahl an Bäumen darf nicht unterschritten werden. 
Von der festgesetzten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn technische, 
verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.

Hecken
Geschnittene und freiwachsende Hecken sind zulässig. Es sind heimische Laub-
holzarten zu verwenden. Schnittverträgliche heimische Gehölze sind z. B. 
Feld-Ahorn, Liguster, Hainbuche, Kornelkirsche.

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen: Zweckbestimmung Eingrünung bzw. Durchgrünung und Gliederung
Die, entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen für das Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Zweckbestimmung 
Eingrünung bzw. mit der Zweckbestimmung Durchgrünung und Gliederung sind
als Vegetationsflächen, z. B. durch Bepflanzung mit Sträuchern oder als Rasen-
flächen, zu gestalten, zu pflegen und zu unterhalten. Die Errichtung von Neben-
anlagen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie von Zuwegungen und Anlagen 
für den ruhenden Verkehr: Stellplätze ist nicht zulässig. 
Für die Pflanzung von Sträuchern wird die Verwendung von insektenfreundlichen,
heimsichen Vogelschutz- und Nährgehölzen empfohlen, z. B.
Amelanchier i.A. - Felsenbirne Malus sylvestris - Wildapfel
Berberis vulgaris - Berberitze Prunus spinosa - Schlehe
Cornus mas - Kornelkirsche Rhamnus frangula - Faulbaum
Corylus avellana - Haselnuss Ribes i.A. - Johannisbeere
Crataegus i.A. - Weißdorn Rosa i.A - Wildrosen
Euonymus europaea - Pfaffenhütchen Rubus i.A. - Brom- / Himbeere
Hippophae rhamnoides - Gew. Sanddorn Sambucus nigra - Schw. Holunder
Ligustrum vulgare - Gew. Liguster Viburnum opulus - Gew. Schneeball
Lonicera xylosteum - Gew. Heckenkirsche

Private Grün und Freiflächen
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für zulässige 
Zuwegungen, Stellplätze, Garagen/ Carports oder Nebenanlagen nach § 14 
BauNVO in Anspruch genommen werden, als Vegetationsflächen, z. B. durch 
Bepflanzung mit (Zier-)Sträuchern oder als Rasenflächen, zu gestalten, zu 
pflegen und zu unterhalten. Das Anlegen von Schotter-, Split-, oder Kiesflächen 
als Ziergestaltung ist nicht zulässig.

Extensive Dachbegrünung
Flachdächer sind dauerhaft und fachgerecht extensiv zu begrünen. Dabei ist eine 
durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mindestens 15 cm vorzusehen. 
Für die Dachbegrünung ist, soweit funktionell möglich, grundsätzlich Saat- und 
Pflanzgut regionaler Herkunft des Vegetationsspektrums Sedum - Moos - Kraut 
zu verwenden.

Berechnung der erforderlichen Abstandflächen
Für die Berechnung der Abstandsflächentiefen gilt die zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Bauantrag gültige Satzung der Gemeinde Eggstätt
über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe bzw. die BayBO für den Fall, 
dass zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Bauantrag keine wirksame 
Abstandsflächensatzung der Gemeinde Eggstätt besteht. 

Gestalterische Festsetzungen
Zur Steuerung und Lenkung des Ortsbildes werden gestalterische Festsetzungen 
für Neubauten und neubaugleiche Eingriffe in den Baubestand getroffen.
In den Ist-Zustand der genehmigten Bausubstanz wird dadurch nicht eingegriffen. 
Abweichungen im Ist-Zustand der vorhandenen Bausubstanz werden toleriert.
 
Versickerung von Niederschlagswasser
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts-
flächen sind, soweit die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine 
belebte Bodenzone anzustreben.
Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung 
vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.
Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden 
Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von 
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der ATV-Merk-
blätter A 138 und M 153 einzuhalten.
Nähere Hinweise zum erlaubnisfreien Versickern von Niederschlagswasser und 
ein Programm zur Beurteilung der Erlaubnisfreiheit von Niederschlagswasserein-
leitungen können kostenlos auf der Internetplattform des Bayerischen Landes-
amtes für Umwelt LfU abgerufen werden unter https://www.lfu.bayern.de 
Thema/Rubrik: Wasser / Abwasser / Niederschlagswasser.

Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten 
Entwässerungsplan mit dem Bauantrag nachzuweisen. Die Nutzung von Regen-
wasser, z.B. zur Gartenbewässerung oder zum häuslichen Gebrauch wird 
empfohlen. 

Der Kreisstraße oder deren Entwässerungseinrichtungen darf kein Dachflächen- 
oder Niederschlagswasser von Grundstücken, Zufahrten und Einmündungen 
zugeführt werden.

Gefahren durch Wasser
Im Rahmen des Klimawandels kann es im Alpenraum verstärkt zu Starkregen-
ereignissen und in der Folge zu wild abfließendem Oberflächenwasser oder 
Schichtenwasser bzw. stark schwankenden Grundwasserständen kommen. 
Gebäude sind daher bis 25 cm über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass in 
der Fläche abfließender Starkregen nicht eindringen kann. 
Unterkellerungen sollten grundsätzlich in hochwassersicherer Bauweise ausge-
führt werden (Keller wasserdicht und ggf. auftriebssicher). 
Öffnungen an Gebäuden (Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installations-
durchführungen etc.) sind ausreichend hoch zu setzen bzw. wasserdicht und ggf. 
auftriebssicher auszuführen.

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende 
Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Bodendenkmale
Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Sie sind 
dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.

Vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz
Die Vorgaben und Richtlinien zum vorbeugenden Brand- und Gefahrenschutz der 
Bayerischen Bauordnung BayBO (Art. 5 BayBO) und des Bayerischen Feuerwehr-
gesetzes BayFwG u.ä., zum Beispiel Zugänglichkeit zum Objekt, Flächen für die 
Feuerwehr und Abstand der 1. Löschwasserentnahmestelle, sind zu beachten.
Private Zufahrten sind gemäß Art. 5 Abs. 2 BayBO für Feuerwehrfahrzeuge aus-
reichend befestigt und tragfähig herzustellen. Die Feuerwehrzufahrten sind durch 
die Eigentümer zu beschildern.

Mülltonnen
Für die Hinterliegergrundstücke im Planungsgebiet sind die Mülltonnen zu den 
ortsüblichen Abholzeiten bis zur öffentlichen Verkehrsfläche zu transportieren.

Wasserrecht
Teile des Planunsgebiets befinden sich innerhalb des 60 m - Bereiches des Bach-
hamer Mühlbachs und unterliegen damit der Genehmigungspflicht nach Art. 36 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. Art 20 Abs. 1 und 2 Bayerisches Wasser-
gesetz (BayWG). Für baurechtlich freigestellte Bauvorhaben und baugenehmigungs-
freie Anlagen ist demnach eine wasserrechtliche Genehmigung beim Landratsamt 
Rosenheim, Sachgebiet Wasserrecht zu beantragen.

Immissionen / Emissionen
Die im dörflichen Umfeld üblichen Immissionen und Emissionen der umliegenden 
Handwerks- und Landwirtschaftsbetriebe sind ausdrücklich zu dulden. Durch die 
Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen ist im Planungs-
gebiet mit temporären Beeinträchtigungen, insbesondere durch Geruch, Lärm, 
Staub und Erschütterung zu rechnen, auch an Sonn- und Feiertagen und zur 
Nachtzeit, insbesondere während der Erntezeit. 

Leitungstrassen
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt FGSV-Nr. 939 "Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle", der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen FSGV, Ausgabe 2013 zu beachten. Es ist sicherzustellen, 
dass durch Baumpflanzungen und durch sonstige Bauarbeiten der Bau, die Unter-
haltung und die Erweiterung von Telekommunikationslinien und sonstigen unter-
irdischen Leitungen und Kanälen nicht behindert werden.

Versorgungsanlagen
Für neu zu verlegende Kabel werden für Leitungsgräben die üblichen Zonen von 
0,50 m Breite und 0,70 m Tiefe benötigt. Eine Kabelverlegung ist in der Regel 
nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen ohne 
Baumbestand möglich. Für die Ausführung der Leitungsarbeiten ist dem jeweiligen 
Versorgungsträger ein angemessenes Zeitfenster zur Verfügung zu stellen, in 
dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen durchgeführt 
werden können. Erforderliche Kabelverteiler sollen bündig mit dem Leistenstein 
auf Privatgrund geduldet werden, um den gemeindlichen Winterdienst nicht 
unnötig zu beeinträchtigen.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders ge-
schützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) hinge-
wiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, geschützte Arten zu stören, zu 
verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. 
Es ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen, dass im Kon-
text der Satzung umgesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung oder ihren 
späteren Bestand den Regelungen des § 44 BNatschG entgegenstehen. 
Mögliche Maßnahmen zur Vermeidung vorhabensbedingter Schädigungs- oder 
Störungsverbotstatbestände von gemeinschaftlich geschützten Arten sind, z.B.
- Die Entfernung und Rodung von Bäumen und Gehölzen ist nur außerhalb der 

Vogelbrutzeit zulässig. Der vorgegebene Zeitpunkt für eine Rodung liegt dem-
nach zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar. Rodungsarbeiten sind nur 
innerhalb dieses Zeitraums durchzuführen.

- Der Abbruch von Gebäuden und Gebäudeteilen darf nur im Zeitraum vom 
01. Oktober bis Ende Februar erfolgen. Holzverkleidungen an Fassaden sind 
von Hand abzutragen. Vor den Abbrucharbeiten sind die Gebäude durch Fach-
personal auf Vorkommen von gebäudebrütenden Vögeln und Fledermäusen 
zu untersuchen.

Bei Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a Bayer. 
Naturschutzgesetz BayNatSchG zu berücksichtigen.

Erneuerbare Energien
Grundsätzlich sollen erneuerbare Energien stärker genutzt werden. Die Installation 
von Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen wird in diesem Zusammenhang 
empfohlen. Auf Art. 44a BayBO wird verwiesen. Des Weiteren wird die Nutzung 
von Prozess- und Abwärme empfohlen. 
Im Sinne eines Umbaus der Energieversorgung hin zu erneuerbaren Energien 
wird zudem eine fachgerechte Nutzung der Erdwärme (oberflächennahe Geo-
thermie ) als ressourcenschonende Energiequelle empfohlen. Eine grundsätzliche 
Standorteignung für Erdwärmekollektoren, -sonden und Grundwasserwärme-
pumpen kann über den Energie-Atlas Bayern abgeschätzt werden.
Weitere Informationen zur Gewinnung und Nutzung von erneuerbaren Energien 
können dem Online-Angebot der bayerischen Staatsregierung zur Energiewende 
und zu Energiesparen, Energieeffizienz und erneuerbare Energien entnommen 
werden: Energie-Atlas Bayern https://www.energieatlas.bayern.de

DIN- und sonstige Vorschriften
Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN- und sonstige Vorschriften sowie 
Regelwerke nimmt, können diese, ebenso wie der Bebauungsplan, im Bauamt 
der Gemeinde Eggstätt zu den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen 
werden. V O R A B Z U G
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Bebauungsplan

Höhenlinie mit Angabe
Höhenlage in Meter über
Normalhöhennull, z. B. 
532,00 m ü. NHN

D

Maßzahl, in Meter, 
z.B. 8,00 m

D533,75 Leitungsnetz unter-
irdisch, Schachtdeckel
mit Angabe Höhenlage
in Meter über Normal-
höhennull, 
z. B. 533,75 m ü. NHN

FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC

Art der baulichen Nutzung

Dörfliches Wohngebiet (MDW) gemäß § 5a BauNVO.

Zulässige Nutzungsarten sind gemäß § 5a Abs. 2 BauNVO:
1. Wohngebäude,
2. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Nebenerwerbsbetriebe und 

die dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude,
3. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten,
4. nicht gewerbliche Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung,
5. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie Schank- und Speise-

wirtschaften,
6. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
7. sonstige Gewerbebetriebe,
8. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise können gemäß § 5a Abs. 3 BauNVO zugelassen werden
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazuge-

hörigen Wohnungen und Wohngebäude,
2. Gartenbaubetriebe,

Folgende Nutzungsarten nach § 5a Abs. 3 BauNVO sind i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 
nicht zugelassen:
3. Tankstellen.

Sondergebiet SO "Urlaub auf dem Hagerhof"  gem. § 11 BauNVO

Das Sondergebiet dient der landwirtschaftlichen Nutzung und einer temporären 
touristischen Nutzung.

Folgende Nutzungen sind zulässig:
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
2. dazugehörige Wohnungen und Wohngebäude,
3. landwirtschaftliche Abstell- und Betriebsgebäude,
4. Ställe,
5. Ferienhäuser / Ferienwohnungen,
6. Wellness-, Sport- und Ruheräume,
7. das Gebiet versorgende Speisewirtschaften und Gastronomiebetriebe,
8. anlagenbezogene Betriebsleiter und Personalwohnungen,
9. Garagen-, Geräteabstell- und Technikräume,
10.Freiflächen für Freizeitaktivitäten, Spiel und Sport sowie für 

Freiluftveranstaltungen.

Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Angabe
- der zulässigen Grundflächenzahl GRZ und
- der maximal zulässigen Wandhöhe WH.

Zulässige Grundfläche GRZ
Im Planungsgebiet wird die maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ gemäß 
§ 19 BauNVO auf 0,6 begrenzt.

Zulässige Wandhöhe
Die zulässige Wandhöhe [m] gemäß § 18 BauNVO wird 
gemessen von der Oberkante Fertigfußboden OK.FFB.EG 
bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit 
OK Dachhaut. 
Die maximal zulässige Wandhöhe wird planteilbezogen 
festgesetzt. 

Die Höhenlage der OK.FFB.EG wird entsprechend Planeintrag in m ü.NHN fest-
gelegt. Von der festgesetzten Höhenlage der Gebäude darf nach oben und unten 
um bis zu 0,30 m abgewichen werden.

Überbaubare Grundstücksflächen und Stellung der baulichen Anlagen

Überbaubare Grundstücksflächen
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 
Abs. 3 BauNVO festgesetzt.

Erforderliche Abstandsflächen
Im Baubestand der Flur Nr. 1693 (Pittenharter Str. 4 u. 6), Flur Nr. 1668 (Nieder-
hamer Str. 7), Flur Nr. 1660 (Niederhamer Str. 10), Flur Nr. 1669 (Niederhamer 
Str. 11), Flur Nr. 1687 (Am Mühlbach 2), Flur Nr. 1684 (Niederhamer Str. 22), 
Flur Nrn. 1682 u. 1682/2 (Niederhamer Str. 22), Flur Nrn. 1675 u. 1676 (Nieder-
hamer Str. 17) sind die erforderlichen Abstandsflächen entsprechend der Satzung 
über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe (Abstandsflächensatzung) der 
Gemeinde Eggstätt nicht eingehalten.
Diese Gebäude, ihre Position und Ausrichtung sind von besonderer Bedeutung 
für das Ortsbild. Für die entsprechend Planzeichen gekennzeichneten Außenwände 
dieser Gebäude werden, entsprechend Baubestand, i. V. m. § 3 Abstandsflächen-
satzung Außenwände zugelassen, vor denen Abstandsflächen geringerer Tiefe 
liegen, als nach § 2 Abstandsflächensatzung gefordert.

Stellung baulicher Anlagen
Der First ist parallel zur Traufseite der Gebäude mittig zu legen. Von der fest-
gesetzten Firstrichtung kann um bis zu 10 Grad beiderseits abgewichen werden.
Garagen und Carports mit Firstrichtung parallel zum Hauptgebäude sind profil-
gleich und in gleicher Dachform und Dachneigung wie das Hauptgebäude zu 
erstellen. 

Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
Die Zahl der Wohnungen je Wohngebäude wird im Planungsgebiet, soweit im 
Planteil nicht durch Planzeichen abweichend festgesetzt, allgemein auf 5 Wohn-
ungen begrenzt.

Flächen für Nebenanlagen und für Anlagen für den ruhenden Verkehr: 
Garagen, Carports, Stellplätze

Es gilt die Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und Garagen und deren 
Ablösung der Gemeinde Eggstätt (Stellplatz- und Garagensatzung).

Flächen für Nebenanlagen
Untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO sind auf den 
nicht überbaubaren, privaten Grundstücksflächen allgemein zulässig, ausge-
nommen sind die entsprechend Planzeichen festgesetzten Flächen einer nicht 
eingefriedeten Hausvorzone sowie die Flächen für den Erhalt und das Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen mit der Zweckbe-
stimmung "Eingrünung" beziehungsweise "Durchgrünung und Gliederung".

Die Größe der Anlagen zur Gartengestaltung und Bewirtschaftung, z.B. Garten-
häuschen, Gewächs- und Teehäuschen, Geräteschuppen sowie Anlagen zur 
Kleintierhaltung ist auf 12,0 m² Grundfläche und einen umbauten Raum von 
max. 30 m³ begrenzt. 

Größere Nebenanlagen sind nur innerhalb der entsprechend Planzeichen festge-
setzten Flächen und innerhalb der Baugrenze zulässig.

Bewegliche Wertstoff- u. Abfallsammelbehälter sind innerhalb von baulichen 
Anlagen unterzubringen.

Mobilfunkanlagen sowie private Windkraftanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 
BauNVO sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht zugelassen.

Anlagen für den ruhenden Verkehr: Garagen / Carports
Garagen und Carports sind nur innerhalb der mit Planzeichen gekennzeichneten 
Flächen oder innerhalb der Baugrenze zulässig.

Bei einseitiger Grenzbebauung von Garagen, Carports 
und deren Nebenräumen an der Grundstücksgrenze ist 
zur Beibehaltung landschaftstypischer Dachüberstände 
ein Abstand von mind. 0,60 m von der Grundstücks-
grenze einzuhalten. Ausnahmen bilden Garagen, Carports 
und deren Nebenanlagen mit beidseitiger Grenzbebauung 
(Kommunwand).
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8. Gestalterische Festsetzungen

Nicht eingefriedete Hausvorzone

9. Festsetzungen zur Grünordnung

Private Grünfläche
Zweckbestimmung: ortbildprägende Eingrünung / Gliederung

Flächen für den Erhalt und das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Zweckbestimmung Eingrünung

Flächen für den Erhalt und das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Ortsbildprägende Haus- und Nutzgärten, Obstwiesen Bestand
Zweckbestimmung: Durchgrünunung und Gliederung

Laub- / Obstbaum Bestand, zu erhalten, Lage angenähert

Standort- und klimagerechter Laub- / Obstbaum, zu pflanzen
Mindestqualität Laubbaum: H 3xv mB STU 16-18 cm
Mindestqualität Obstbaum: H 3xv mB STU 12-14 cm

10. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung Ausgleichsfläche

Extensive Grünlandnutzung

Standortgerechter Obstbaum, zu pflanzen
Mindestqualität: H 3xv mB STU 12-14 cm

Vorgeschriebene Zufahrt zu Anlagen für den ruhenden Verkehr: 
Garagen / Carports

Der Gemeinderat der Gemeinde Eggstätt hat in der Sitzung vom  ____________  
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. xx "Meisham 
Ost" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am  _______________  
ortsüblich bekanntgemacht.
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